Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 2235 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem Gesetz zur Förderung der deutschen Eierwirtschaft 
— Drucksachen 1686, 2090, 2130 — 


Berichterstatter: 

Senator Dr. Weher (Hamburg) 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 129. Sitzung am 10. Februar 
1956 beschlossene Gesetz zur Förderung der deutschen Eierwirtschaft 
— Drucksachen 1686, 2090 — wird nach Maßgabe der in der Anlage 
zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Vermitt- 
lungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über die Än- 
derungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 22. März 1956 


Der Vermittlungsausschuß 
Kiesinger Dr. Weber (Hamburg) 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 



Anlage 


Änderungen 

des Gesetzes zur Förderung der deutschen Eierwirtschaft 


1.5 4a 

Nach § 4 wird folgender neuer § 4 a ein- 
gefügt: 


4 4 a 

Eier, die in den Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes eingeführt werden, müssen vor der Ab- 
fertigung durch die Zolldienststellen mit der 
deutlich lesbaren Herkunftsbezeichnung des 
Ursprungslandes in lateinischen Buchstaben 
gekennzeichnet sein. Ohne diese Kennzeich- 
nung dürfen diese Eier nicht eingeführt, feil- 
gehalten, angeboten, verkauft oder sonst in 
den Verkehr gebracht werden.“ 

2.§ 5 a 

Nach § 5 wird folgender neuer § 5 a ein- 
gefügt: 


»5 5 a 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer entge- 
gen § 4a Satz 2 vorsätzlich oder fahrlässig 
Eier ohne die vorgeschriebene Kennzeich- 
nung in den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
einführt, feilhält, anbietet, verkauft oder 
sonst in den Verkehr bringt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit wird, wenn 
sie vorsätzlich begangen wird, mit einer 
Geldbuße bis zu 100 000 Deutsche Mark, 
wenn sie fahrlässig begangen wird, mit einer 
Geldbuße bis zu 20 000 Deutsche Mark ge- 
ahndet.“ 

3. § 7 

§ 7 erhält folgende Fassung: 

4 7 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1956 in 
Kraft.“ 
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